
tungsmöglichkeit iSd Art 5 Abs 3 auf der anderen Seite
erzielt werden könnte. Für jene Fälle, in denen die Ur-
sache für die Leistungsstörung bei einem Dritten läge,
bliebe dem LFU ohnehin die Möglichkeit des Regres-
ses.52) Dabei spräche auch nichts gegen eine Kombina-
tion einer solchen Lösung mit der geplanten Erhöhung

der anspruchsbegründenden Verspätungsdauer von
dzt drei Stunden.53)

ÜÜ In Kürze
Der EuGH überlässt es idR den nationalen Gerichten, in-
wieweit ein ausführendes Luftfahrtunternehmen alle „zu-
mutbaren Maßnahmen“ a) zur Vermeidung eines „außer-
gewöhnlichen Umstands“, b) der Ursächlichkeit eines
solchen Umstands für eine Annullierung des Flugs bzw
eine „große Verspätung“ des Fluggastes an seinem End-
ziel, oder aber c) der für den Fluggast mit einer solchen
Leistungsstörung verbundenen Unbilden ergriffen hat. Die
Beurteilung dessen hängt von einer Vielzahl von Faktoren

ab, wobei das ausführende Luftfahrtunternehmen durch
die Behauptungs- und Beweislast regelmäßig vor große
Herausforderungen gestellt wird.

Ü Zum Thema
Über den Autor:
Mag. Jörg Iglseder ist als Richter am LG Korneuburg Vorsit-
zender des mit Fluggastrechtesachen betrauten Rechtsmit-
telsenats. E-Mail: joerg.iglseder@justiz.gv.at

Beweiserleichterungen im
Haftpflichtprozess
Überlegungen zu Amtshaftung und Beweisrecht am Beispiel Ischgl*)

Die nach dem Ausbruch der Corona-Pandemie in Österreich im März 2020 lautge-
wordenen Stimmen, die den Behörden Missmanagement in der Krise vorwerfen,
kulminieren in derzeit anhängigen Amtshaftungsklagen. Anhand dieses Beispiels
untersucht der Beitrag einerseits allgemeine materiell-rechtliche Voraussetzungen
eines Amtshaftungsanspruchs und andererseits, auf welche Beweiserleichterungen
Kläger im Haftpflichtprozess hoffen dürfen.
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sungen?
e) Alternative Kausalität mit dem Zufall?

E. Ergebnisse

A. Ausgangspunkt
Von der Überzeugung, Recht zu haben, bis zum Urteil,
das dies auch so sieht, ist es oft ein weiter Weg. Da-
zwischen liegt der Prozess, in dem der Beweis „der
Preis [ist], um den die Rechte processualisch zu haben
sind; je höher dieser Preis, [. . .] um so mehr verringert
sich der praktische Werth der Rechte“.1)

Wer diesen Preis zahlen muss und wie hoch er aus-
fällt, ergibt sich sowohl aus materiell-rechtlichen als
auch aus prozessualen Vorgaben, bei denen zuerst an
Beweislast und Beweismaß zu denken ist. Tradierte
Formeln sind so schnell zur Hand, dass der Gesetzge-
ber sich nicht einmal die Mühe einer Regelung ge-
macht hat:2) Nicht erst seit Rosenberg,3) sondern schon

52) Vgl Art 13 EU-FluggastVO.
53) Vorschlag des Rates der EU v 18. 3. 2013, 7615/13.

*) Der Beitrag ist die stark erweiterte Fassung eines Vortrags, der am
2. Wiener Zivilgerichtstag des OLG Wien und der WU Wien am
20. 4. 2021 gehalten wurde.

1) Jhering, Geist des römischen Rechts auf den verschiedenen Stufen
seiner Entwicklung III/1 (1865) 195.

2) Siehe aber schon Zeiller, Commentar über das allgemeine bürger-
liche Gesetzbuch für die gesammten Deutschen Erbländer der Oes-
terreichischen Monarchie III/2 (1813) 708ff.

3) Rosenberg, Die Beweislast5 (1965) 98f; zur dogmatischen Herlei-
tung Rechberger in Fasching/Konecny, Zivilprozessgesetze III/13

ZVR 2021/124

§§ 1298, 1302,
1304, 1311 ABGB;
§ 1 AHG;
§ 272 ZPO
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seit dem römischen Recht4) gilt, dass der Kl für alle
anspruchsbegründenden Tatsachen beweispflichtig ist
(actori incumbit probatio), während dem Bekl der Be-
weis für seine Einwendungen obliegt (reus in excipien-
do fit actor). Überzeugt werden muss natürlich die
Richterin, deren freie Beweiswürdigung (§ 272 ZPO)
grds zumindest dazu führen muss, dass sie eine Tatsa-
che mit hoher Wahrscheinlichkeit für wahr hält, sonst
droht die Negativfeststellung.5)

Neben diese Grundsätze tritt allerdings eine Vielfalt
von Beweiserleichterungen, die sich aus einem nicht
mehr so übersichtlichen Amalgam von Prozessrecht
und materiellem Recht entwickelt hat und sich als stark
richterrechtlich geprägte Reaktion auf Beweisnotstän-
de in bestimmten gängigen Konstellationen präsen-
tiert.

Eine rein abstrakte Abhandlung solcher Beweiser-
leichterungen, die doch Antwortcharakter auf konkre-
te Situationen haben, erscheint deshalb wenig zielfüh-
rend. Da derzeit zahlreiche Amtshaftungsklagen wegen
angeblichen „Corona-Missmanagements“ in Ischgl im
März 2020 die österr Gerichte beschäftigen, gibt es aber
ohnehin genug allg bekanntes Anschauungsmaterial.
Ischgl bildet daher die Folie für diese Bestandsaufnah-
me über einige prozessuale und materiell-rechtliche
Mechanismen, die bei Beweisschwierigkeiten Abhilfe
schaffen können, gleichzeitig aber auch den Anlass
zu einer kritischen Reflexion manch althergebrachter
Stehsätze des Beweisrechts.

B. Der Fall: „Causa Ischgl“
Die Gemeinsamkeit der aktuellen Amtshaftungspro-
zesse ist der Vorwurf (zu) zögerlicher Corona-Maß-
nahmen zu Beginn der Pandemie: In Ischgl sei „too
little, too late“ passiert. Je nach Fasson wird den Be-
hörden Unfähigkeit oder mit Blick auf wirtschaftliche
Interessen sogar Unredlichkeit vorgeworfen, im Raum
steht jedenfalls der Vorwurf schuldhaft zu langsamer
Reaktion auf die Gefahr.6) Dadurch hätten Österreichs
Behörden nicht nur abstrakt zur Ausbreitung des Virus
beigetragen, sondern auch ganz konkrete Ansteckun-
gen nicht verhindert: Obwohl erste Warnungen über
isländische Reiserückkehrer schon am Donnerstag,
5. 3., eingelangt seien, habe man den Urlauberschicht-
wechsel am folgenden Wochenende (Samstag, 7. 3.)
nicht verhindert, sondern den Skibetrieb stattdessen
noch eine Woche lang aufrechterhalten. Die Beendi-
gung der Skisaison erst am 13. 3. durch auf das EpiG
gestützte Verordnungen der BH Landeck7) sei daher zu
spät erfolgt.8)

Dieser Beitrag soll die maßgebenden (amts-)haf-
tungsrechtlichen Weichenstellungen aufarbeiten (C.)
und untersuchen, inwieweit potentiell Geschädigte in
den Genuss von Beweiserleichterungen kommen
könnten (D.).

C. Haftungsrechtliche Beurteilung

1. Grundsätzliches
Als Schadensposten kommen bei einer Corona-Infek-
tion, die natürlich eine Gesundheitsschädigung ist,
insb Heilungskosten, Verdienstentgang und Schmer-

zengeld in Frage (§ 1325 ABGB). Bei Todesfällen ist
auch an Begräbniskosten und Hinterbliebenenunter-
halt (§ 1327 ABGB) zu denken, als Reflexschäden
kommen darüber hinaus Schock- oder Trauerschäden
in Betracht.

Haftungsgrundlage könnte das AHG sein: In Aus-
führung des Art 23 B-VG regelt es die Haftung von
Körperschaften des öff Rechts für Schäden, die deren
Organe „in Vollziehung der Gesetze“ zufügen. § 1
Abs 1 AHG normiert dabei eine Haftung „nach den
Bestimmungen des bürgerlichen Rechts“, wobei es sich
unbestritten um eine Grundlagen- und nicht bloß eine
Rechtsfolgenverweisung handelt.9) Damit richten sich
auch die Voraussetzungen der Haftung nach den allg
Regeln zur Verschuldenshaftung, freilich unter Beach-
tung etwaiger Sonderbestimmungen des AHG.

2. Öffentlich-rechtliche Handlungspflicht
Wo es wie hier um den Vorwurf eines Unterlassens
geht – die Behörden hätten früher handeln sollen –,
muss für einen Schadenersatz- und damit auch für ei-
nen Amtshaftungsanspruch in einem ersten Schritt ei-
ne korrespondierende Handlungspflicht bestehen. Ei-
ne allg Pflicht, Schädigungen anderer zu verhindern,
gibt es nämlich weder generell10) noch für den Staat.11)

Wie heikel die Frage ist,12) zeigt die zwischenzeitig
wieder eingeschlafene Diskussion um eine grundlegen-
de Reform des Schadenersatzrechts, bei der (auch) die
vorgeschlagene, recht allg gefasste Regelung über eine
Handlungspflicht Anlass zu heftigen Auseinanderset-
zungen war.13) De lege lata widmet sich das ABGB

(2017) Vor § 266 ZPO Rz 31f und ausf Klicka, Die Beweislastver-
teilung im Zivilverfahrensrecht (1995) 47ff.

4) Paulus, libro LXIX ad edictum, D.22.3.2: Ei incumbit probatio qui
dicit, non qui negat; weiters Kaser/Hackl, Das römische Zivilpro-
zessrecht2 (1996) 10, 363f, 493, 597f und ausfWacke, Zur Beweis-
last im klassischen Zivilprozeß, SZ 109 (1992) 411.

5) Spitzer in Spitzer/Wilfinger, Beweisrecht (2020) Vor §§ 266ff ZPO
Rz 20; zum Begriff Rechberger in Fasching/Konecny III/13 Vor
§ 266 ZPO Rz 20 mit FN 53; zur Möglichkeit des römischen iudex,
sich bei Unklarheit des Sachverhalts durch Eidesablegung von der
Entscheidungspflicht zu befreien, etwa Mayer-Maly, Iurare sibi non
liquere und Rechtsverweigerungsverbot, in FS Matscher (1993) 349
(351ff).

6) Dabei geht es nicht um einzelne Klagen oder konkretes Klagsvor-
bringen, sondern den auch öff aufgearbeiteten Sachverhalt (vgl den
als „Rohrer-Bericht“ bekanntgewordenen Bericht der vom Land Ti-
rol eingesetzten unabhängigen Expertenkommission unter Vorsitz
des ehemaligen VPräs des OGH Dr. Ronald Rohrer v
12. 10. 2020) und den medial erhobenen Vorwurf mangelhaften
Krisenmanagements.

7) LA-KAT-COVID-EPI/57/8–2020; LA-KAT-COVID-EPI/57/9–2020.
Das COVID-19-MaßnahmenG und der darauf gestützte erste bun-
desweite Lockdown wurden erst am 15. 3. kundgemacht (BGBl I
2020/12; BGBl II 2020/98).

8) Zum Sachverhalt und einer ersten grundlegenden rechtlichen Ana-
lyse Geroldinger, Amtshaftung wegen Fehlern bei Bekämpfung der
COVID-19-Epidemie? JBl 2020, 523.

9) Koziol, HPR II3 (2018) Rz D/10/7; Mader in Schwimann/Kodek,
ABGB VII4 (2017) § 1 AHG Rz 16; Rebhahn, Staatshaftung wegen
mangelnder Gefahrenabwehr (1997) 94f; Schragel, AHG3 (2003)
§ 1 Rz 139.

10) Statt aller Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht6 (2019) 321.
11) Koziol, HPR II3 Rz D/10/8; Rebhahn, Staatshaftung 105ff, 466ff.
12) Zur Diskussion in Österreich P. Gruber, Kausalität bei Mittätern und

Pflicht zur Schadensverhinderung, JBl 2017, 612 (614 f); aus
rechtsvergleichender Perspektive Koziol, Liability for Omissions –

Basic Questions, JETL 2011, 127.
13) § 1297 ABGB des Entwurfs lautete: „Jeder hat den einem anderen

erkennbar drohenden Schaden zu verhindern, wenn er zu dem Ge-
fährdeten in einem Naheverhältnis steht, wenn er einen Verkehr zu-
lässt oder eine Gefahrenquelle schafft oder aufrecht erhält oder
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der Schadenszufügung durch Unterlassung abseits ein-
zelner Spezialfälle14) freilich gar nicht, sodass erst Rsp
und L Fallgruppen herausarbeiten mussten, in denen
eine Handlungspflicht gerechtfertigt erscheint,15) wozu
insb die Verkehrssicherungspflichten16) zählen.

Bei hoheitlichen Unterlassungen stellt sich die Lage
allerdings noch schwieriger dar: Für Verwaltungsbe-
hörden gilt nämlich das Legalitätsprinzip des Art 18
Abs 1 B-VG,17) wonach ihr Handeln einer gesetzlichen
Grundlage bedarf. Damit kann ihnen eine Unterlas-
sung nur angelastet werden, wenn die geforderte
Handlung auf Basis der öff-rechtlichen Vorschriften
im konkreten Fall überhaupt zulässig und geboten
war.18)

Dass der Verfassung im hier interessierenden Be-
reich höchstrangiger Rechtsgüter Schutzpflichten des
Staates zu entnehmen sind,19) ist unbestritten. Damit
fällt die Beurteilung jener Konstellationen leicht, in de-
nen der verfassungsgesetzliche Schutzauftrag durch ein
einfaches Gesetz bei dessen Auslegung oder beim Voll-
zugsermessen hindurchstrahlen kann.20) Ob auch ohne
Grundlage im Gesetz Eingriffsbefugnisse der Vollzie-
hung unter direkter Berufung auf eine verfassungs-
rechtliche Schutzpflicht angenommen werden dürfen,
ist dagegen „[s]ehr fraglich und umstritten“.21) Jeden-
falls würde sich dann die Frage nach der „freilich nicht
eindeutig abzugrenzen[den]“ Reichweite dieser Schutz-
pflichten22) in aller Schärfe stellen.

Mit Blick auf das EpiG muss dieses Problem an die-
ser Stelle allerdings nicht vertieft werden: Dort finden
sich vielfältige Maßnahmen für den Fall eines Krank-
heitsausbruchs,23) die von Absonderung über Betriebs-
schließungen bis hin zu Verkehrsbeschränkungen rei-
chen.24) Während manche davon als explizite Hand-
lungspflichten formuliert sind (§ 24: „sind [. . .] Ver-
kehrsbeschränkungen zu verfügen“), scheinen andere
reine Ermächtigungen für die Behörden zu enthalten
(§ 20 Abs 1: „kann die Schließung von Betriebsstätten
[. . .] angeordnet werden“).

Überzeugend geht der OGH in gefestigter Rsp aber
davon aus, dass als Grundlage für amtshaftungsrecht-
lich relevante Handlungspflichten nicht nur Vorschrif-
ten in Frage kommen, die ausdrückliche Handlungs-
aufträge enthalten,25) sondern jede typischerweise in
Materiengesetzen enthaltene Ermächtigungsnorm,
wenn und weil sie sich zu einer konkreten Handlungs-
pflicht verdichten kann:26) In der berühmten „Hand-
laufentscheidung“27) hat der 1. Senat als Fachsenat für
Amtshaftungssachen28) etwa eine Pflicht der Gewerbe-
behörde angenommen, die Einhaltung von Auflagen
einer Betriebsanlagengenehmigung zu überprüfen, ob-
wohl die GewO die Behörde zu einer solchen Kontrolle
nicht verpflichtet, sondern nur ermächtigt.

Die auf dieser Prüfstufe entscheidende Frage ist da-
her, ob die – notwendig abstrakt formulierten – Tatbe-
standsmerkmale für den Eintritt der jeweiligen Hand-
lungspflicht erfüllt waren und ob sich die den Behör-
den eingeräumten Ermächtigungen im konkreten Fall
zu einer entsprechenden Pflicht konzentriert haben.
Nur dann kann die Unterlassung der jeweils gebotenen
Maßnahme als Basis für einen Amtshaftungsanspruch
wegen fehlerhafter Vollziehung der Gesetze dienen.

Eine Rolle bei der Beurteilung müssen bei derarti-
gen Abwägungsentscheidungen sicherlich auch wider-
streitende Interessen spielen. Die möglichen Maßnah-
men – von Verkehrsbeschränkungen bis zu Betriebs-
schließungen – sind schließlich sämtlich Eingriffe im
grundrechtsnahen Bereich, was eine umfassende Inte-
ressenabwägung erforderlich macht:29) Wäre eine Maß-
nahme zum damaligen Zeitpunkt gar nicht zulässig ge-
wesen, kann ihr Unterlassen naturgemäß auch nicht
zur Amtshaftung führen.

Dabei handelt es sich ausschließlich um ein Prob-
lem des öff Rechts. Ohne öff-rechtliche Handlungs-
pflicht erübrigt sich jede weitere Prüfung.30) Und doch
sind die Amtshaftungsgerichte bei der Beurteilung die-
ser genuin öff-rechtlichen Frage auf sich allein gestellt:
Anders als bei der Beurteilung der öff-rechtlichen
Rechtswidrigkeit erlassener Bescheide oder Verord-
nungen, die im Amtshaftungsprozess vom VwGH oder
VfGH übernommen wird,31) gibt es bei Unterlassungen
keine Möglichkeit, die GH des öff Rechts einzubin-
den.32) Ü

wenn zwischen dem drohenden Schaden und der mit der Abwen-
dung verbundenen Belastung ein krasses Missverhältnis besteht.“
(abgedruckt bspw in Diskussionsentwurf der beim BMJ eingerich-
teten Arbeitsgruppe für ein neues österreichisches Schadenersatz-
recht, ZVR 2008, 168 [169]).

14) Etwa § 1320 ABGB bei Unterlassung der geeigneten Verwahrung
eines Tieres.

15) Koziol, HPR I4 (2020) Rz C/1/75ff.
16) Zum Zusammenspiel zwischen allg Verkehrssicherungspflichten,

Wegehalterhaftung (§ 1319a ABGB) und (quasi-)vertraglicher Haf-
tung zuletzt Doppelbauer, Quasi-vertragliche Haftung eines Ein-
kaufszentrums gegenüber Kunden? ÖJZ 2021, 300.

17) Das Legalitätsprinzip gilt selbstverständlich auch für die Gerichts-
barkeit (Berka, Verfassungsrecht7 [2018] Rz 494), um die es hier
aber nicht geht. Aus etwaigem legislativen Unrecht könnten ganz
allg keine Amtshaftungsansprüche abgeleitet werden (s mwN
Schindl, Rechtsschutz zwischen Zivil- und öffentlichem Recht,
JRP 2021, 61 [64]), was auch für gesetzgeberische Unterlassungen
gilt (etwa Mader in Schwimann/Kodek VII4 § 1 AHG Rz 19).

18) Mader in Schwimann/Kodek VII4 § 1 AHG Rz 53; Rebhahn, Staats-
haftung 106, 466f; ders, Haftung für fehlerhafte Staatsaufsicht, in
Holoubek/Lang (Hrsg), Organhaftung und Staatshaftung in Steuer-
sachen (2002) 277 (284f).

19) Grundlegend Holoubek, Grundrechtliche Gewährleistungspflichten
(1997) 75ff, 243ff; Berka/Binder/Kneihs, Die Grundrechte2 (2019)
158ff, 214ff (allg), 285ff (zum Recht auf Leben).

20) Rebhahn, Staatshaftung 138f, 466.
21) Rebhahn, Staatshaftung 139.
22) Berka, Verfassungsrecht7 Rz 1342 (zum Recht auf Leben).
23) SARS-CoV-2 wurde den im EpiG genannten Krankheiten durch

entsprechende Verordnungen gleichgestellt (BGBl II 2020/15;
BGBl II 2020/74), sodass die Behörden auf „das gesamte ‚Arsenal‘
des EpidemieG“ zurückgreifen konnten (Geroldinger, JBl 2020, 523
[524]).

24) Zu den einzelnen Handlungsmöglichkeiten Geroldinger, JBl 2020,
523 (529f); COVID-bedingte Maßnahmen- und Sondergesetze, auf
die etwaige Maßnahmen gestützt werden hätten können, gab es zu
Beginn der Pandemie ja noch nicht.

25) Wie etwa § 73 AVG zur Entscheidungspflicht „ohne unnötigen Auf-
schub“; dazu zuletzt OGH 1 Ob 125/17i.

26) Kucsko-Stadlmayer, Säumnisschutz und Amtshaftung, in Holou-
bek/Lang (Hrsg), Rechtsschutz gegen staatliche Untätigkeit (2011)
353 (356f, 360f); Rebhahn, Staatshaftung 466ff; ders in Holoubek/
Lang 277 (284ff) jeweils mwN aus der Rsp.

27) OGH 1 Ob 16/92.
28) Derzeit OGH 502 Präs 8/21b Pkt I.1.1.1.
29) Geroldinger, JBl 2020, 523 (530).
30) Rebhahn, Staatshaftung 416ff.
31) Bescheid: § 11 Abs 1 AHG; Verordnung: § 11 Abs 3 AHG; Art 89

Abs 2 und 3 B-VG.
32) Mader in Schwimann/Kodek VII4 § 1 AHG Rz 49; Rebhahn, Staats-

haftung 424, 435.
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Rückschlüsse auf das Pflichtenprogramm kann die
Zivilrichterin allenfalls mittelbar aus jenen Erkenntnis-
sen gewinnen, in denen sich der VfGH in weiterer Fol-
ge mit erlassenen COVID-Verordnungen beschäftigt
hat. Dabei sind die Erkenntnisse, in denen die geprüfte
Norm „gehalten“ hat, ebenso wertvoll wie jene, in de-
nen das nicht der Fall war. Rückblickend gerät sonst
allzu leicht in Vergessenheit, dass die Behörden in
manchen Fällen nach Ansicht des VfGH „zu viel“
und zu undifferenziert getan haben.

3. Zivilrechtliche Sorgfaltswidrigkeit
Von der Frage, ob es aus öff-rechtlicher Perspektive
eine Handlungspflicht gegeben hat, ist jene nach der
zivilrechtlichen Sorgfaltswidrigkeit zu trennen.33) Dazu
gehören die – zivilrechtliche – Rechtswidrigkeit, die
mit der hA auch im Amtshaftungsrecht als Verhaltens-
unrecht verstanden wird,34) sowie das Verschulden. Im
gegebenen Kontext bietet sich freilich eine gemeinsame
Behandlung der objektiven und der subjektiven Sorg-
faltswidrigkeit an, zumal in der Amtshaftung der ob-
jektivierte Verschuldensmaßstab des § 1299 ABGB an-
zulegen ist.35) Für eine eigentliche Verschuldensprü-
fung bleibt daher typischerweise „kein sachliches Sub-
strat“36) mehr.

Welche Kriterien sind nun bei der Beurteilung der
Sorgfaltswidrigkeit zu berücksichtigen?37) Konkret wer-
den insb der Rang der gefährdeten Rechtsgüter – Ge-
sundheit, Leib und Leben – und das damals bekannte38)

Gefährdungsrisiko – Gefahr von Ansteckungen und
schwerer Verläufe – eine Rolle spielen. Darüber hinaus
wird man aber auch bedenken müssen, dass es nötig
war, einschneidende Maßnahmen gegen die damit ein-
hergehenden Grundrechtseingriffe abzuwägen.

All diese Faktoren sind zwar schon von der Frage
nach der öff-rechtlichen Handlungspflicht bekannt,39)

auf der Ebene der Sorgfaltswidrigkeit sind sie aber un-
ter einem anderen Blickwinkel relevant: Geht es bei der
Handlungspflicht um deren objektiven Bestand, ist bei
der Sorgfaltswidrigkeit zu fragen, ob das einem sorg-
fältigen Organ auch erkennbar war und es dement-
sprechend gehandelt hätte. Dennoch: So sehr es sich
dabei um „zwei Arten von Rechtswidrigkeit“ handelt,40)

so sehr verschwimmen diese Kriterien gerade bei der
Unterlassung auch wieder.41)

Ein für die Beurteilung der Sorgfalt besonders rele-
vantes Kriterium ist zweifellos der Zeitfaktor: Dass
nach dem OGH eine für zehn Jahre unterlassene
Durchführungsverordnung Amtshaftungsansprüche
auslösen kann,42) bedarf kaum einer weiteren Begrün-
dung; in Ischgl umfasste der kritische Zeitraum aller-
dings bloß wenige Tage, es bestand also erheblicher
(Zeit-)Druck.43)

Dieser Faktor darf amtshaftungsrechtlich auch
durchaus berücksichtigt werden. So legt der 1. Senat
gerade an Verordnungen als generelle Rechtsquellen
typischerweise einen sehr hohen Sorgfaltsmaßstab an
und bejaht bei öff-rechtlich rechtswidrigen Verord-
nungen dementsprechend häufig auch die zivilrechtli-
che Sorgfaltswidrigkeit und damit Amtshaftungsan-
sprüche.44) Dieser durchaus strenge Maßstab findet sei-
ne Grundlage aber gerade darin, dass Verordnungen

idR ohne besonderen Zeitdruck ergehen und darum
besondere Nachforschungs- und Überprüfungspflich-
ten gerechtfertigt erscheinen.45) Mit anderen Worten:
Was lange währt, soll dann bitte auch gut werden.

Umgekehrt spricht das aber dafür, den Sorgfalts-
maßstab bei hohem Zeitdruck, wenn Verordnungen
also ausnahmsweise sehr schnell ergehen müssen, spie-
gelbildlich niedriger anzusetzen, sodass einerseits et-
waige Maßnahmen weniger streng zu prüfen sind,46)

andererseits aber auch der Spielraum für ein Zuwarten
größer wird, denn auch dabei kann es sich ja um eine
Entscheidung handeln, die sorgfältig ist.

Das ist kein Freibrief für Schlamperei und auch kein
amtshaftungsrechtliches Spezifikum,47) sondern Aus-
druck des Umstands, dass der Maßstab für sorgfältiges
Verhalten nie rein abstrakt im luftleeren Raum ent-
steht, sondern von konkreten Personen in konkreten
Situationen nichts verlangen soll, was eine realistische
Maßfigur gar nicht leisten kann. Es ist eine ganz allg
schadenersatzrechtliche Wertung, dass rechtmäßiges
Verhalten einer Maßfigur zumutbar und von ihr leist-
bar sein muss.48)

33) Rebhahn, Staatshaftung 416ff, 448ff.
34) Mader in Schwimann/Kodek VII4 § 1 AHG Rz 48; Schauer, Ver-

schulden als Haftungsvoraussetzung, in Holoubek/Lang (Hrsg), Or-
ganhaftung und Staatshaftung in Steuersachen (2002) 45 (49) je-
weils mwN. Die Judikatur prüft die Vertretbarkeit der Rechtsauffas-
sung des Organs typischerweise auf Verschuldensebene, was eher
für das Verständnis der Rechtswidrigkeit als Erfolgsunrecht hindeu-
tet (Rebhahn, Staatshaftung 452); jedenfalls zutr ist aber der Befund
von Stelzer/Maschke, Rechtswidrigkeit und Rechtswidrigkeitszu-
sammenhang als Voraussetzung des Haftungsanspruches, in Ho-
loubek/Lang (Hrsg), Organhaftung und Staatshaftung in Steuersa-
chen (2002) 13 (17), nach denen es „ja schließlich nicht darum
[geht], bestimmte Fragen nicht zu stellen, sondern nur darum, auf
welcher Ebene sie korrekterweise zu behandeln sind“.

35) Siehe Koziol, HPR II3 Rz D/10/9 f; Schauer in Holoubek/Lang 45
(55ff) jeweils mwN zu den verschiedenen Begründungssträngen
für das objektivierte Verschulden.

36) Rebhahn, Staatshaftung 451; ähnlich Mader in Schwimann/Kodek
VII4 § 1 AHG Rz 59 FN 531, Rz 67 und Schauer in Holoubek/Lang
45 (60); zu einzelnen Konstellationen, in denen das Verschulden – je
nach Begründungsansatz für den objektiven Verschuldensmaßstab
(vgl FN 35) – als eigenständiger Filter relevant sein könnte, s Schra-
gel, AHG3 § 1 Rz 156, 162.

37) Allg Rebhahn, Staatshaftung 479ff.
38) Zum hindsight bias im konkreten Fall Geroldinger, JBl 2020, 523

(531f).
39) Vgl Rebhahn, Staatshaftung 479: „Die [. . .] relevanten Elemente sind

im wesentlichen dieselben“.
40) Schauer in Holoubek/Lang 45 (49).
41) Vgl Rebhahn in Holoubek/Lang 277 (285f), nach dem bei Ermes-

sensübung „Rechtswidrigkeit und Sorgfaltswidrigkeit [. . .] nicht bloß
ineinander über[gehen], sondern [zusammen]fallen“.

42) OGH 1 Ob 19/80 (nicht im RIS veröffentlicht; gekürzt wiedergege-
ben in ZLW 1982, 408).

43) Darauf weist auch Geroldinger, JBl 2020, 523 (531) hin; s auch den
Rohrer-Bericht (vgl FN 6) 134.

44) RIS-Justiz RS0049821; RS0049935.
45) OGH 1 Ob 38/87; 1 Ob 407/97b; 1 Ob 255/09w.
46) Eindrucksvoll OGH 1 Ob 255/09w, wo eine Haftung wegen Erlas-

ses später vom VfGH aufgehobener Verordnungen gerade wegen
des Zeitdrucks verneint wurde.

47) Auch bei der aus dem Gesellschaftsrecht bekannten Business
Judgment Rule wird die zeitliche Komponente betont, vgl etwa Ka-
rollus, Gesellschaftsrechtliche Verantwortlichkeit von Bankorganen
bei Kredit- und Sanierungsentscheidungen – zugleich ein Beitrag
zur Business Judgment Rule (§ 84 Abs 1a AktG und § 25 Abs 1a
GmbHG), ÖBA 2016, 252 (258): „Ein wesentliches Kriterium stellt
auch die Eilbedürftigkeit einer Entscheidung dar“.

48) Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht6 319, 330.
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4. Kausalität
Wurde eine öff-rechtliche Handlungspflicht zivilrecht-
lich sorgfaltswidrig verletzt, braucht es für eine Haf-
tung noch die Kausalität der Pflichtwidrigkeit für die
eingetretenen Schäden:49) Dabei ist eine Unterlassung
nach hA dann kausal, wenn der Schaden bei pflichtge-
mäßem Handeln entfallen wäre,50) womit es in den
Ischgl-Fällen entscheidend auf zwei Zeitpunkte an-
kommt: einerseits jenen, in dem gehandelt hätte wer-
den müssen, andererseits jenen der Ansteckung.

Theoretisch ist es dann nicht schwierig, den hypo-
thetischen Kausalverlauf bei pflichtgemäßem Handeln
nachzuvollziehen. Hätte die Behörde etwa am 10. 3.
reagieren müssen, wäre deren Unterlassen keinesfalls
kausal für eine am 8. 3. erfolgte Infektion, sodass kein
Ersatzanspruch besteht. Erfolgte die Ansteckung dage-
gen erst am 12. 3. und wäre sie durch die gebotene
Reaktion verhindert worden, ist die Kausalität zu beja-
hen. Dabei muss aber immer auf die konkrete pflicht-
widrige Unterlassung abgestellt werden: Was hätte also
wann getan werden müssen? Hätte man am 10. 3.
schon die Après-Ski-Bars sperren müssen, ist die An-
steckung am 12. 3. aber in der Seilbahngondel passiert,
fehlt es nämlich wiederum an der Kausalität und es be-
steht keine Haftung.

5. Zwischenfazit
Damit ergibt sich folgendes Bild:

Zunächst erscheint eine Haftung für etwaige Infek-
tionen bis zum Urlauberschichtwechsel am 7. 3. jeden-
falls dann eher unwahrscheinlich, wenn man an die am
5. 3. eingegangenen Warnungen aus Island anknüpft.
Dass es sorgfaltswidrig gewesen wäre, nicht binnen Ta-
gesfrist so weitreichende Entscheidungen zu treffen,
erscheint nämlich ebenso unwahrscheinlich wie die Er-
bringung des Beweises, dass sich jemand gerade in den
letzten beiden Tagen dieser Urlaubswoche infiziert hat.
Infektionen in diesem Zeitraum präsentieren sich nach
dem gegenwärtigen Kenntnisstand daher wohl weitge-
hend als „unschuldige“ Infektionen.

Bei Ansteckungen nach dem Urlauberschichtwech-
sel ist das nicht so einfach. Mit jedem weiteren Tag, der
ungenützt verstrichen ist, wird der Vorwurf des Ver-
säumnisses lauter. Aber auch hier ist zuerst zu fragen,
ob eine Handlungspflicht bestand, die sorgfaltswidrig
versäumt wurde, und wenn ja, welche.

Helfen könnte der Vorwurf, man hätte die neuen
Urlauber schon gar nicht anreisen lassen dürfen, Ischgl
also schon vor dem Urlauberschichtwechsel am 7. 3.
sperren müssen.51) Dann mag richterliche Beweiswür-
digung zur Feststellung führen, dass sich eine Person,
die aus einem gesunden Umfeld nach Ischgl kam und
nach ihrer Heimkehr an COVID erkrankt ist, in Ischgl
angesteckt hat. Der „Rohrer-Bericht“ kommt freilich
(nur) zum Ergebnis, dass eine „Beendigung des Skibe-
triebes am 09.03. (mit spätester Wirkung 10.03.)“ sinn-
voll gewesen wäre.52)

Damit dürfte es jedenfalls kein Selbstläufer sein, den
Vorwurf zu erhärten, die Behörden hätten aus juristi-
scher Perspektive schon den Schichtwechsel am 7. 3.
verhindern müssen. Je später aber ein Pflichtverstoß
angenommen wird, desto größer ist die Wahrschein-

lichkeit einer „unschuldigen“ Infektion davor. Hätte
man Ischgl nämlich etwa erst am 10. 3. sperren müs-
sen, hatte ein am 7. 3. angereister Urlauber schon da-
vor tagelang Zeit, sich „unschuldig“ zu infizieren, so-
dass dafür kein Ersatz gebühren würde.

Hinzu kommt: So sauber sich die Kausalität am Pa-
pier prüfen lässt, so illusorisch wird es im wirklichen
Leben meist sein, das Geschehen hins Zeit und Ort ei-
ner Ansteckung derart präzise feststellen zu können.
Sicher ist, dass das Auftreten erster Symptome und
die Inkubationszeiten sich kaum stundengenau fest-
machen lassen. Auf offiziellen Informationsseiten der
BReg heißt es im Mai 2021: Die Inkubationszeit
„scheint nach aktuellem Wissensstand zwischen einem
und 14 Tagen zu liegen, im Durchschnitt beträgt sie fünf
bis sechs Tage“.53)

Was gilt dann aber, wenn nur feststeht, dass eine
Infektion stattgefunden hat, aber unklar bleibt, ob die-
se – unter Annahme einer sorgfaltswidrigen Verlet-
zung der Handlungspflicht zur Sperre am 10. 3. –
schon am 8. oder erst am 12 3. erfolgte?

D. Beweiserleichterungen im
Haftpflichtprozess

1. Ausgangspunkt: Beweislast beim Kl
In den Ischgl-Verfahren wird nach dem bisher Gesag-
ten vermutlich – wie häufig im Schadenersatzprozess –
auf verschiedenen Ebenen mit Unsicherheiten umzu-
gehen sein, die von der Handlungspflicht über ihre
sorgfaltswidrige Verletzung bis zur Kausalität reichen.
Wie wird diese Ungewissheit bewältigt? Auf den ersten
Blick scheint die Antwort klar: Da jede Partei die für sie
günstigen Umstände beweisen muss,54) geht das Un-
aufklärbarkeitsrisiko hins der anspruchsbegründenden
Tatsachen grds zulasten des Kl.55)

Gerade in Schadenersatzprozessen führt das biswei-
len zu inakzeptablen Ergebnissen.56) L und Rsp haben

49) Zur Kausalität im Amtshaftungsrecht Bollenberger, Kausalität als
Voraussetzung des Haftungsanspruchs, in Holoubek/Lang (Hrsg),
Organhaftung und Staatshaftung in Steuersachen (2002) 29.

50) Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht6 313; ausf Zoppel, Die
Entlastungswirkung der hypothetischen Kausalität bei einer Unter-
lassung, ALJ 2019, 19 (22f, 28ff) und weiters Koziol, HPR I3 (1997)
Rz 3/1, 8/63; anders aber ders in der Neuauflage (HPR I4 Rz B/2/
25 ff, C/10/81), der nunmehr fragt, ob irgendein Verhalten den
Schadenseintritt verhindert hätte, und so auch bei Unterlassungen
zwischen Kausalität und dem Einwand des rechtmäßigen Alterna-
tivverhaltens trennt. Diese Frage, die womöglich Auswirkungen auf
Ebene der Beweislast haben könnte, soll hier mit Blick auf die ganz
überwiegende hA aber nicht vertieft werden.

51) Auch eine vorgelagerte Warnpflicht wäre denkbar, wobei es bei Er-
kennen der Tragweite der Situation damit wohl nicht getan gewesen
wäre.

52) Rohrer-Bericht (vgl FN 6) 127ff, vgl auch 118, 139.
53) https://www.gesundheit.gv.at/krankheiten/immunsystem/

coronavirus-covid-19/uebertragung (zuletzt abgerufen 20. 5. 2021).
54) Spitzer in Spitzer/Wilfinger Vor §§ 266 ff ZPO Rz 21; RIS-Justiz

RS0037797; RS0039939; RS0106638; zu den Hintergründen Kar-
ner, The Function of the Burden of Proof in Tort Law, in Koziol/
B.C. Steininger (Hrsg), European Tort Law 2008 (2009) 68 (70)
und Klicka, Beweislastverteilung 59ff; Prütting, Gegenwartsproble-
me der Beweislast (1983) 179ff.

55) Fasching, Lehrbuch des österr Zivilprozeßrechts2 (1990) Rz 879.
56) Siehe schon Bartsch, Grundfragen des Schadenersatzrechtes, in

FS Jahrhundertfeier ABGB I (1911) 655 (667ff) und Lehmann, Der
Nothstand des Schädenprocesses und der Entwurf der königl.
Sächs. Civilpoceßordnung (1865) 1, der vom „wahre[n] Elend“ be-
richtet, dass im Schadenersatzprozess den „Anforderungen an den
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daher eine Reihe materiell-rechtlicher wie prozessualer
Institute entwickelt, um die Position des Kl zu stärken:
Zu denken ist – neben schon vom Gesetzgeber vorge-
sehenen Vermutungen – an richterrechtliche Beweis-
lastumkehr, Anscheinsbeweise und Beweismaßreduk-
tionen, über manche Verursachungsfragen helfen au-
ßerdem Rechtsfiguren wie alternative, kumulative oder
überholende Kausalität hinweg und manchmal soll der
Schädiger schon allein deshalb haften, weil sich die
Wahrscheinlichkeit des Schadenseintritts nicht unwe-
sentlich erhöht hat. Freilich ist nicht immer klar, für
welche Fälle welche Beweiserleichterungen in Betracht
kommen und woraus diese ihre Rechtfertigung ziehen.

2. Öffentlich-rechtliche Handlungspflicht und
zivilrechtliche Sorgfaltswidrigkeit

a) Grundsätzliches und Bestandsaufnahme
Das Bestehen einer öff-rechtlichen Handlungspflicht
hat zwei Facetten: einerseits, ob eine solche abstrakt
bestehen könnte, und andererseits, ob sie auch im kon-
kreten Fall bestanden hat.57) Ob eine Handlungspflicht
abstrakt besteht, ist eine Rechtsfrage, die primär aus
den Materiengesetzen zu beantworten ist.58) Beweiser-
leichterungen spielen dabei keine Rolle, weil die ös-
terr59) Rechtslage schon nicht Gegenstand des Beweis-
verfahrens ist: Iura novit curia.

Schwieriger zu beurteilen sind die Folgefragen, ob
sich die abstrakte zur konkreten Handlungspflicht ver-
dichtet hat und ob diese Handlungspflicht sorgfalts-
widrig verletzt wurde. Für die Beantwortung beider
Fragen kommt es (auch) auf Tatfragen an, wie die Risi-
ken einer COVID-Infektion und den Kenntnisstand
der Behörden.60) Die Rsp dürfte bei Unterlassungen
die öff-rechtliche von der privatrechtlichen Frage nicht
immer scharf trennen,61) sondern kommt dem Kl tw
bei beidem sehr entgegen:

Recht großzügigwirkt es etwa, wenn derOGHmeint,
der bekl Rechtsträger habe zu beweisen, „die erforderli-
chen Maßnahmen zur Verhütung des Schadens getroffen
zu haben“,62) was nach einer umfassenden Beweislast-
umkehr klingt. An anderer Stelle heißt es dann aber,
die Kl habe „in genügender Weise dargetan, daß die be-
klagte Partei [. . .] Maßnahmen [. . .] ergreifen hätte müs-
sen“, wodurch sie ihrer „Beweispflicht [. . .], was den
Grund ihres Anspruches betrifft, genügt“ habe.63) Das
wirkt – den allg Regeln folgend –, als wäre doch der Kl
beweisbelastet. Wie stehen die Dinge nun wirklich?

b) Öffentlich-rechtliche Handlungspflicht
Klar dürfte sein, dass es nicht angehen kann, dem Staat
die umfassende Beweislast dafür aufzubürden, dass er
keinen Grund zum Handeln hatte, nur weil es irgend-
eine abstrakte Handlungsermächtigung gibt. Das Er-
gebnis wäre ein permanenter Rechtfertigungsdruck,
der dem Haftpflichtprozess auch sonst fremd ist. Der
Geschädigte hat ja sonst auch die „Tatbestandsmäßig-
keit“ des schädigenden Verhaltens, also die „Verletzung
der ganz abstrakten, streng objektiven Verhaltenspflich-
ten“ zu beweisen.64) Daran kann auch der Umstand
nichts ändern, dass sich das Vorliegen der Handlungs-
pflicht, also die Existenz eines erfüllbaren Tatbestands,
erst im konkreten Einzelfall beurteilen lässt.

Auch für den Geschädigten kann der Nachweis jener
Umstände, die zur Verdichtung der abstrakten Ermäch-
tigung zur Handlungspflicht führen, freilich problema-
tisch sein. Rebhahn hat daher iZm Schutzgesetzen im
Anschluss an Karollus65) betont, dass eine allg Beweis-
lastumkehr nicht zu rechtfertigen sei, und stattdessen
den Vorschlag gemacht, dass der Geschädigte zumin-
dest, aber immerhin irgendeinen „objektive[n] Mangel
in der Sphäre des Beklagten“ zu beweisen habe, also etwa,
dass die „Aufgriffsschwelle zur Gefahrenabwehr“ erreicht
war.66) Rebhahn meint damit jedenfalls, dass es erst ab
dem Beweis einer Gefährdungswahrscheinlichkeit, die
„zwar noch nicht (notwendig) die Pflicht der Behörde
zu Maßnahmen der Gefahrenabwehr, wohl aber die zu
weiteren Ermittlungen“ auslöst, gerechtfertigt sei, den
bekl Rechtsträger beweisen zu lassen, dass er „trotz
Kenntnis der Gefahr keinenAnlaß oder keineMöglichkeit
hatte, den Eintritt des Schadens abzuwehren“. 67)

Ob daraus eine Beweislastumkehr auch schon hins
der konkreten Handlungspflicht folgen würde, bleibt al-
lerdings offen, zumal Rebhahn sich zur Sorgfaltswidrig-
keit äußert. Selbst wenn man seinen Vorschlag aber auf
die Frage der öff-rechtlichen Handlungspflicht erstre-
cken wollte, ist durchaus fraglich, wie weit derartige
Überlegungen für die Causa Ischgl tragen können: Denn
dass die Behörden ab Kenntnis erster Corona-Infektio-
nen weitere Nachforschungspflichten trafen (und damit
die „Aufgriffsschwelle“ erreicht war), wird wohl nie-
mand ernsthaft bezweifeln. Den Rechtsträger aber schon
allein deshalb mit dem Beweis zu belasten, dass ihn kon-
kret keineHandlungspflicht traf, geht imAnlassfall –wie
wohl auch sonst inmanchen Fällen – zu weit. Dazu passt,
dass Rebhahn seinen Vorschlag explizit auch nur für sol-
che Regelungen erstattet, die ein verpöntes Verhalten
konkret umschreiben, sodass eine allg Ermächtigung
zu Aufsicht und Überwachung nicht genüge.

Es sollte daher für die Frage, ob überhaupt eine
Handlungspflicht bestand, jedenfalls für den konkreten
Fall beim Grundsatz bleiben, dass der Geschädigte die

Beweis [. . .] nimmer genügt werden kann“; rezent Spitzer in Spitzer/
Wilfinger Vor §§ 266ff ZPO Rz 17 und allg zur Beweislast im Zivil-
verfahren Rassi, Kooperation und Geheimnisschutz bei Beweis-
schwierigkeiten im Zivilprozess (2020) 5ff.

57) Rebhahn, Staatshaftung 466; ders in Holoubek/Lang 277 (284f).
58) Rebhahn, Staatshaftung 466; und zwar vom Zivilrichter (vgl bei

FN 32).
59) Zur Ermittlung ausländischen Rechts §§ 3f IPRG und § 271 ZPO;

dazu etwa Spitzer in Spitzer/Wilfinger § 271 ZPO. Rechberger/Kli-
cka in Rechberger/Klicka, Zivilprozessordnung5 (2019) § 271 ZPO
Rz 1 sprechen von einem „Erhebungsverfahren eigener Art“.

60) Rebhahn, Staatshaftung 466, 506, s schon oben bei FN 39.
61) Siehe oben bei FN 41, aber auch sogleich im Text.
62) OGH 1 Ob 42/81; vgl RIS-Justiz RS0049961 (T 3); RS0105567;

RS0106348; RS0111941.
63) OGH 1 Ob 47/86.
64) Koziol, HPR I4 Rz D/7/30, 34; vgl auch Kodek in Kletečka/Schauer,

ABGB-ON1.03 § 1298 ABGB Rz 17, nach dem „ein Teilaspekt der
Rechtswidrigkeit“ immer vom Geschädigten zu beweisen sei. Zum
Parallelproblem bei der Frage, ob ein Schutzgesetz verletzt wurde,
Karollus, Funktion und Dogmatik der Haftung aus Schutzgesetzver-
letzung (1992) 176.

65) Karollus, Funktion 176: „Es wäre auch völlig sachwidrig, wenn jeder,
der einen Schaden verursacht hat, bereits beweisen müßte, daß
kein Schutzgesetz übertreten wurde. Dem Schädiger [. . .] das Un-
aufklärbarkeitsrisiko zuzuweisen, wenn ein Schutzgesetzverstoß
‚abstrakt‘ denkbar erscheint [. . .], wäre durch nichts gerechtfertigt“.

66) Rebhahn, Staatshaftung 519, auch 524.
67) Rebhahn, Staatshaftung 486f, 519.
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für die öff-rechtliche Rechtswidrigkeit ausschlaggeben-
den Tatsachen zu beweisen hat.68)

c) Zivilrechtliche Sorgfaltswidrigkeit
Demgegenüber vertritt der OGH für die Einhaltung
der zivilrechtlichen Sorgfaltswidrigkeit in Amtshaf-
tungsfällen eine Beweislastumkehr zulasten des
Rechtsträgers. Er begründet das tw spezifisch amtshaf-
tungsrechtlich mit der Verpflichtung von Organen,
sich ausnahmslos rechtmäßig zu verhalten,69) tw aber
auch mit einem allg Hinweis auf eine Beweislastum-
kehr bei Schutzgesetzverletzungen (§ 1311 ABGB).70)

Dass Organe sich rechtmäßig verhalten sollen,
stimmt zwar. Daraus beweisrechtliche Konsequenzen
abzuleiten, läuft indes auf eine petitio principii hinaus,
weil natürlich jeder dazu verpflichtet ist, sich rechtmä-
ßig zu verhalten; wurde die objektive Sorgfalt eingehal-
ten, dann war das Verhalten nach zivilrechtlichen
Maßstäben aber eben nicht rechtswidrig.71) Wäre mit
der Verpflichtung zum rechtmäßigen Verhalten dage-
gen gemeint, dass aus dem abstrakten Übertreten einer
Rechtspflicht auch auf die zivilrechtliche Sorgfaltswid-
rigkeit iS des Verhaltensunrechts geschlossen werden
soll, so entspricht dieser Begründungsansatz iW jenem
zu den Schutzgesetzverletzungen:72) Wo eine bestehen-
de Pflicht nicht erfüllt wird, wird die Sorgfaltswidrig-
keit vermutet, dem Schuldner obliegt gem § 1298
ABGB der Beweis des Gegenteils.73)

Folgte man diesem Ansatz, wäre die entscheidende
Frage, ob das EpiG als Schutzgesetz zu qualifizieren ist.
Diesbzgl ist der Amtshaftungssenat sehr großzügig:
Für ihn waren etwa die Bestimmungen zur Bankenauf-
sicht74) genauso wie das WeinG 196175) Schutzge-
setze.76)

Allerdings lehnt die überwiegende L – entgegen der
Rsp – die Anwendbarkeit des § 1298 ABGB auf Schutz-
gesetzverletzungen schon von vornherein ab:77) Die
dort vorgesehene, weitgehende Beweislastumkehr sei
nur dort gerechtfertigt, wo schon vor der Schädigung
eine Sonderbeziehung bestanden habe,78) ganz allg, ge-
genüber jedermann bestehende Rechtspflichten sollen
dagegen nicht ausreichen.

Nun könnte man zwar überlegen, ob das besondere
Verhältnis zwischen Staat und Bürger eine solche Son-
derbeziehung ist. Tatsächlich identifiziert Rebhahn im
amtshaftungsrechtlichen Kontext derartige Sonderbe-
ziehungen, etwa in „vertragsähnliche[n] Beziehungen“,
wenn bspw Beamtenbezüge nicht ausgezahlt werden,
oder bei subjektiv-öff Rechten auf Bescheiderlassung.79)

Auch hier ist aber die dahinterstehende Wertung, dass
der vom Rechtsträger zu berücksichtigende Bereich in-
dividuell klar umrissen und daher für ihn viel eher und
klarer vorhersehbar ist, während es bei uns um die
ganz abstrakte, gegenüber jedermann bestehende
Pflicht zur Gefahrenabwehr geht.80)

Karollus hält außerhalb solcher Sonderbeziehungen
– wie es wohl auch der konkrete Fall ist – allenfalls
einen Anscheinsbeweis für zulässig, weil „grundsätzlich
einmal – ‚prima facie‘ – davon auszugehen [ist], daß bei
Erfüllung des Tatbestandes auch die objektive Sorgfalts-
widrigkeit vorliegt“.81) Da die Rechtfertigung des An-
scheinsbeweises ist, dass vom Vorliegen einer Tatsache
typischerweise auf das Vorliegen einer anderen ge-
schlossen werden kann,82) ist das aber auch für die
von Karollus befürwortete Beweiserleichterung zu for-
dern: Mit Reischauer wird man daher bspw davon aus-
gehen können, dass, wer auf der falschen Fahrbahn-
hälfte fährt, typischerweise einen sorgfaltswidrigen
Fahrfehler begangen hat.83)

Das „Schutzgesetz“ Rechtsfahrgebot (§ 7 Abs 1
StVO)84) ist in solchen Fällen formalisierte Typizität:
Auf der falschen Seite zu fahren ist verboten, weil es
gefährlich ist. Wer es dennoch macht, handelt gefähr-
lich, und das tun sorgfältige Menschen typischerweise
nicht. Im Normalfall kann daher aus der Übertretung
auf die Sorgfaltswidrigkeit geschlossen werden; worauf
es ankommt, ist aber nicht das Schutzgesetz, sondern
die darin kodifizierte Typizität.85)

Damit geht es aber in Wahrheit auch in der Causa
Ischgl nicht darum, ob das EpiG als Schutzgesetz zu

68) So wohl auch OGH 1 Ob 47/86 (Zitat aus dieser Entscheidung bei
FN 63); s weiters Mader in Schwimann/Kodek VII4 § 1 Rz 59, nach
dem die „Rechtsverletzung“ vom Geschädigten zu beweisen sei.
Damit kann im gegebenen Kontext nur die Frage nach der öff-recht-
lichen Rechtswidrigkeit gemeint sein, weil die Beweislast für die ob-
jektive Sorgfaltswidrigkeit im nächsten Satz angesprochen wird.

69) RIS-Justiz RS0049794; Rebhahn, Staatshaftung 507 f; weitere
Nachw bei Schragel, AHG3 § 1 Rz 161. Die Analyse der Rsp wird
dadurch verkompliziert, dass der OGH oft von Verschulden spricht,
damit aber wohl kaum die – im Amtshaftungsprozess praktisch ir-
relevante (dazu bei und in FN 35) – subjektive Vorwerfbarkeit meint.

70) Mader in Schwimann/Kodek VII4 § 1 AHG Rz 85; Rebhahn, Staats-
haftung 508 jeweils mwN; dass § 1298 ABGB nicht nur die Beweis-
last zur subjektiven Vorwerfbarkeit, sondern auch für die objektive
Sorgfaltswidrigkeit umkehrt, ist heute hA (Karner in KBB6 [2020]
§ 1298 ABGB Rz 2; Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03

§ 1298 ABGB Rz 11ff; Koziol, HPR I4 Rz D/7/33 ff jeweils mwN;
zur uneinheitlichen Rsp dort Rz D/7/35).

71) Dazu Apathy, Anm zu OGH 1 Ob 9/92, JBl 1992, 649 (652); Reb-
hahn, Staatshaftung 508.

72) So auch Apathy, Anm zu OGH 1 Ob 9/92, JBl 1992, 649 (652);
Schragel, AHG3 § 1 Rz 161.

73) Zu den dahinterstehenden Wertungen Kodek in Kletečka/Schauer,
ABGB-ON1.03 § 1298 ABGB Rz 2 mwN. Generell ist zu § 1298
ABGB vieles unklar, schon die Anwendbarkeit auf bloße Sorgfalts-
im Gegensatz zu Erfolgsverbindlichkeiten wird prominent bestritten
(Reischauer in Rummel, ABGB II/2a3 [2007] § 1298 ABGB Rz 1ff).

74) Erstmals wohl OGH 1 Ob 36/79; 1 Ob 42/81; s Koziol,HPR II3 Rz A/
3/35 mwN und zur derzeitigen Rechtslage; krit zur Qualifikation als
Schutzgesetz Rebhahn, Staatshaftung 517.

75) OGH 1 Ob 44/89.
76) Häufig meint der OGH damit freilich etwas anderes, etwa den

Rechtswidrigkeitszusammenhang; s Rebhahn, Staatshaftung 520
und zur Wein- und zur Handlaufentscheidung (bei FN 27; auch dort
war von einem Schutzgesetz die Rede) 456 FN 115: „[I]n beiden
Entscheidungen konnte es nur um den Schutzzweck, und nicht
um die sonst mit § 1311 verbundenen Folgen gehen“.

77) Karner in KBB6 § 1298 ABGB Rz 4 mwN; wie die Rsp dagegen
Welser, Schutzgesetzverletzung, Verschulden und Beweislast,
ZVR 1976, 1 (9 f).

78) Kodek in Kletečka/Schauer, ABGB-ON1.03 § 1298 ABGB Rz 8 mwN
in FN 28.

79) Rebhahn, Staatshaftung 520f.
80) Gegen eine allg Anwendbarkeit des § 1298 ABGB im AHG auch

Reischauer in Rummel3 § 1298 ABGB Rz 30a.
81) Karollus, Funktion 176; ähnlich ders, Praktische Probleme der

Schutzgesetzhaftung, insbesondere im Verkehrshaftpflichtrecht,
ZVR 1994, 129 (135),

82) Rechberger in Fasching/Konecny III/13 Vor § 266 ZPO Rz 56; Spit-
zer in Spitzer/Wilfinger Vor §§ 266ff ZPO Rz 18.

83) Reischauer in Rummel3 § 1294 ABGB Rz 14 und § 1311 ABGB
Rz 18; ders, Verschulden und Beweislast, ZVR 1978, 97, 129
(132f); dass „das Fahren in der Straßenmitte [. . .] eine Unvorsichtig-
keit und ein Verschulden [. . .] nicht begründen muß“, erkennt schon
OGH Rv I, 452/12 (veröffentlicht in GlUNF 5953).

84) Siehe Koziol, HPR II3 Rz A/3/56 mwN aus der Rsp.
85) Ähnlich zur Kausalität noch unten bei FN 94.

ZVR [2021] 07-08 Ü Dominik Schindl und Martin Spitzer Ü Beweiserleichterungen im Haftpflichtprozess 269

[SCHADENERSATZRECHT/ZIVILPROZESSRECHT]



qualifizieren ist. Einerseits ist § 1298 ABGB nach hL
auf Schutzgesetzverletzungen von vornherein nicht an-
wendbar, andererseits ist für die Frage, ob ein An-
scheinsbeweis zulässig ist, ausschließlich das Bestehen
eines typischen Erfahrungssatzes relevant. Dass ein sol-
cher für derart singuläre Situationen wie die konkrete
besteht, kann man durchaus bezweifeln.

Vor dem Hintergrund der gefestigten Judikatur zur
Anwendbarkeit des § 1298 ABGB auf Schutzgesetzver-
letzungen und der diesbzgl großzügigen Haltung des
Amtshaftungssenats ist allerdings durchaus vorstellbar,
dass die Gerichte eine Beweislastumkehr bejahen wür-
den. Da hinter einer Beweislastumkehr materielle Wer-
tungen stehen sollten,86) bedürfte es dafür aber einer
vertieften Auseinandersetzung damit.

3. Kausalität

a) Knackpunkt Kausalitätsnachweis
Womöglich stellt sich die Frage nach Beweiserleichte-
rungen für die öff-rechtliche Handlungspflicht und die
zivilrechtliche Sorgfaltswidrigkeit im konkreten Fall
aber ohnehin nicht in voller Schärfe, denn das notwen-
dige Beweismaterial dürfte weitgehend vorliegen: Wel-
che Informationen wann verfügbar waren und welche
Handlungen wann gesetzt wurden, scheint – nicht zu-
letzt dank des „Rohrer-Berichts“87) – gut dokumentiert
zu sein.88)

Nach gegenwärtigem Stand wird der am heißesten
umkämpfte Schauplatz daher die Kausalität sein. Die
Frage stellt sich, wenn zwar die erste Hürde einer sorg-
faltswidrigen Unterlassung genommen wird, aber
nicht klar ist, ob eine allfällige Infektion schon vor oder
erst nach der inkriminierten Unterlassung stattgefun-
den hat. Die oben gebildeten Fallgruppen zur Kausali-
tät haben Gewissheit über Zeit und Ort der Anste-
ckung vorausgesetzt. Praktisch wird sich aber kaum
feststellen lassen, ob eine Infektion am 8. 3. in der
Bar, am 9. 3. im Restaurant oder am 11. 3. in der Gon-
del erfolgt ist.

b) Beweislastumkehr oder Anscheinsbeweis?
Die Rsp knüpft bei Beweiserleichterungen zur Kausa-
lität häufig wiederum an Schutzgesetzverletzungen an.
In welcher Form dabei eine Beweiserleichterung ge-
währt werden soll, klingt aber nicht immer ganz ein-
deutig durch, manchmal ist vom Anscheinsbeweis die
Rede, manchmal von einer Beweislastumkehr.89) Symp-
tomatisch für diese Unklarheit hielt der Amtshaftungs-
senat einmal fest, es bedürfe „keines strikten Nachwei-
ses des Kausalzusammenhanges, weil die Kausalität der
Pflichtwidrigkeit vermutet wird. [. . .] Der Schädiger
kann sich, wenn die Übertretung des Schutzgesetzes fest
steht, nur dadurch von seiner Haftung befreien, daß er
[. . .] die Kausalität der Pflichtwidrigkeit ernstlich zwei-
felhaft macht“.90) Was als Beweislastumkehr startet
(Vermutung der Kausalität), endet mit der Widerle-
gung des Anscheinsbeweises („Zweifelhaftmachen“).

Wie bei der Sorgfaltswidrigkeit wendet sich die L
auch beim Kausalitätsnachweis schon seit jeher gegen
die Annahme einer Beweislastumkehr;91) anders als bei
der objektiven Sorgfaltswidrigkeit hat der OGH die da-
hingehende Judikaturlinie mittlerweile aber auch ex-

plizit aufgegeben.92) Wie bei der Sorgfaltswidrigkeit
steht daher bei Schutzgesetzen allenfalls ein Anscheins-
beweis im Raum, zu dem auch hier vor zu leitsatzarti-
gem Vorgehen gewarnt werden muss. Die Schutz-
gesetzeigenschaft einer übertretenen Norm allein
vermag einen Anscheinsbeweis nicht zu begründen.
Vielmehr steht hinter der Zulässigkeit des Anscheins-
beweises hier wie dort die Existenz eines entsprechen-
den Erfahrungssatzes.

Dass gerade bei Schutzgesetzen ein solcher Erfah-
rungssatz zur Kausalität der Gesetzesübertretung oft
naheliegt, liegt schlicht daran, dass Schutzgesetze eben
Normen sind, die bestimmte Verhaltensweisen „wegen
der für sie typischen Gefahr für andere schon als solche
[. . .] verbieten, ohne Rücksicht darauf, ob im einzelnen
Falle eine solche Gefahr auch wirklich besteht“.93) In sol-
chen Situationen besteht dann aber nun einmal häufig
ein entsprechender Erfahrungssatz.94)

Damit entbindet die Feststellung, es mit einem
Schutzgesetz zu tun zu haben, auch hier nicht von
der Notwendigkeit, für jeden Einzelfall auch wirklich
zu prüfen, ob ein Anscheinsbeweis auf einen dafür er-
forderlichen Erfahrungssatz gegründet werden kann.95)

Ebensowenig wie jeder Anscheinsbeweis ein Schutzge-

86) Zutr zuletzt Artner, Anm zu OGH 9 Ob 60/20v, EvBl 2021/45; s ausf
Klicka, Beweislastverteilung 47ff; Reischauer, Der Entlastungsbe-
weis des Schuldners (§ 1298 ABGB) (1975) 307f.

87) Dazu FN 6.
88) Freilich dürfte dennoch auch aus dem Nichtvorliegen dieser Infor-

mationen nicht ohne Weiteres von den bisher dargestellten Grund-
sätzen abgegangen werden. Beweisrechtliche Konsequenzen bei
unterlassener Dokumentation, wie sie die Rsp typischerweise in
Arzthaftungsfällen annimmt, haben ihre Grundlage nämlich in einer
bestehenden – etwa aus dem Behandlungsvertrag abzuleitenden –

Dokumentationspflicht; vgl dazu RIS-Justiz RS0026236 (T 2);
RS0108525 (T 4) und zuletzt OGH 4 Ob 28/20a. Auch eine mög-
liche „Beweisnähe“ könnte wohl keine Umkehr der Beweislast be-
wirken; ausf dazu Rassi, Kooperation 19ff, insb 31ff.

89) Karner in KBB6 § 1311 ABGB Rz 6; aus amtshaftungsrechtlicher
Perspektive Bollenberger in Holoubek/Lang 29 (33f) und ausf Reb-
hahn, Staatshaftung 578ff.

90) Etwa OGH 1 Ob 42/81.
91) Allg Koziol,HPR I4 Rz D/7/27f, ders,HPR II3 Rz A/3/17;Welser, ZVR

1976, 1 (7); zur Amtshaftung Bollenberger in Holoubek/Lang 29
(34); Rebhahn, Staatshaftung 587, 654 ff; s weiters Bumberger,
Zum Kausalitätsbeweis im Haftpflichtrecht (2003) 167ff; generell krit
zur Beweislastumkehr zum Kausalverlauf H. Weber, Der Kausali-
tätsbeweis im Zivilprozeß (1997) 223ff.

92) RIS-Justiz RS0027517; vgl schon OGH 2 Ob 284/76 (veröffentlicht
in EvBl 1977/246 = ZVR 1978/89); jüngst auch der Amtshaftungs-
senat zu OGH 1 Ob 79/15x; weitere Nachw bei Koziol,HPR I4 Rz D/
7; Tendenzen in diese Richtung erkennt bereits Welser, ZVR 1976,
1 (5), vgl aber auch noch die späteren anderslautenden Entschei-
dungen etwa bei Karner in KBB6 § 1311 ABGB Rz 6.

93) Wolff in Klang VI2 (1951) 82.
94) Karner in KBB6 § 1311 ABGB Rz 6 mwN; zum parallelen Gedanken

bei der Sorgfaltswidrigkeit bei FN 85.
95) Jüngere Stimmen in der Lit attestieren der Rsp zu Schutzgesetzver-

letzungen freilich – phänomenologisch unstrittig zutr –, dass sie den
Anscheinsbeweis von seiner ursprünglichen Anknüpfung an Erfah-
rungssätze entkopple (Koller, Beweisfragen bei kapitalmarktrecht-
lichen Prozessen in Österreich, ZZP 133 [2020] 421 [445] und ders,
Der Anscheinsbeweis im Bauprozess, in FS 40 Jahre ÖGEBAU
[2019] 241 [245] unter Verweis insb auf Diederichsen, Zur Rechts-
natur und systematischen Stellung von Beweislast und Anscheins-
beweis, VersR 1966, 211 [219]). Auch hier könnte aber allenfalls der
Schutzzweck der Norm rechtfertigen, den Anscheinsbeweis zuzu-
lassen, obwohl keine „besonders stark ausgeprägten Erfahrungs-
sätze“ vorliegen (Koller, ZZP 133 [2020] 421 [445]; ders in FS
40 Jahre ÖGEBAU 241 [245]); der pauschale Verweis auf die
Schutzgesetzeigenschaft einer Norm reicht daher keinesfalls aus
(zur Verknüpfung der Beweislast mit dem Schutzzweck aus amts-
haftungsrechtlicher Perspektive schon Rebhahn, Staatshaftung
519f).
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setz voraussetzt, liefert jedes Schutzgesetz für jede Kau-
salitätsfrage einen Anscheinsbeweis: „Der Anscheinsbe-
weis wird [. . .] von der Überlegung getragen, dass
Schutzgesetze regelmäßig ein abstrakt gefährliches Ver-
halten gerade deshalb verbieten, weil es geeignet ist, der-
artige Schäden herbeizuführen. [. . .] Soferne Erfahrungs-
sätze existieren, wird dem Geschädigten aber auch sonst
– nicht nur bei Verletzung von Schutzgesetzen – die Be-
weiserleichterung des Anscheinsbeweises gewährt. Inso-
fern stellt also die Fallgruppe der Schutzgesetzverletzung
keine Besonderheit dar.“96)

Das hat der OGH in einer rezenten Entscheidung
nachvollzogen, in der der 2. Senat festhält, dass zwar
auch bei Schutzgesetzverletzungen die Beweislast hins
der Kausalität nicht verändert werde, aber regelmäßig,
nämlich dann, wenn ein entsprechender Erfahrungs-
satz besteht, ein Anscheinsbeweis in Frage komme.
Der Anscheinsbeweis dürfe aber gerade nicht dazu die-
nen, „Lücken der Beweisführung durch bloße Vermu-
tungen auszufüllen“.97)

Mit Blick auf die Causa Ischgl wird man die Exis-
tenz eines Erfahrungssatzes für die Kausalität genauso
wie bei der objektiven Sorgfaltswidrigkeit durchaus be-
zweifeln können. Selbst wenn man einen Anscheinsbe-
weis aber für zulässig hält, wird er konkret wohl nicht
die erhoffte Abhilfe schaffen, weil er ja schon durch
den Gegenbeweis98) entkräftet werden kann, dass ein
anderer Kausalverlauf plausibel ist:99) Oft wird es eben-
so wahrscheinlich sein, dass sich der Geschädigte vor
einer Pflichtwidrigkeit in dieser Woche angesteckt hat
wie danach, was ausreicht, die Überzeugung des Ge-
richts von einem „typischen“ Geschehensablauf zu er-
schüttern.100) Hätte man etwa am 10. 3. die Bars schlie-
ßen müssen, hätte die Ansteckung genauso gut schon
am 9. 3. in der Bar oder tatsächlich erst am 12. 3., aber
in der Gondel passieren können.

c) „Risikoerhöhung“?
Eine besondere Form der Beweiserleichterung für die
Kausalität anerkennt die Judikatur auch dann, wenn
das Fehlverhalten zu einer Erhöhung des Risikos des
Schadenseintritts geführt hat.101) Typischer Anwen-
dungsbereich sind Arzthaftungsfälle: Gelingt dem Pa-
tienten der Beweis, dass der Arzt einen Behandlungs-
fehler begangen hat, und zumindest der Anscheinsbe-
weis, dass der Fehler die Wahrscheinlichkeit des Scha-
denseintritts nicht bloß unwesentlich erhöht hat,
obliegt dem Arzt der Beweis, dass seine „Sorgfaltsver-
letzung ‚mit größter Wahrscheinlichkeit‘ nicht kausal
für den Schaden“ gewesen ist; darin liege „in einem ge-
wissen Maß“ eine Beweislastumkehr.102)

Aus dieser speziell für Arzthaftungsfälle entwickel-
ten Rsp-Linie ist allerdings für Ischgl aus zweierlei
Gründen nichts zu gewinnen. Einerseits ist sie auch
in ihrem genuinen Anwendungsbereich weniger gesi-
chert, als man glauben würde: Rezent sprach der 6. Se-
nat der Beweislastumkehr bei Risikoerhöhung nämlich
jedwede Berechtigung ab,103) was der 1. Senat postwen-
dend als der hRsp widersprechend kritisierte und wie-
der auf diese einschwenkte.104) Andererseits fände die
Beweislastumkehr ihre – allfällige – Berechtigung erst
recht wieder darin, dass „ein festgestellter schuldhafter
Behandlungsfehler auf einen nachteiligen Kausalverlauf

geradezu hinweist“,105) also – wie der Anscheinsbe-
weis106) – in einem typischen Geschehensablauf. Dass
ein solcher Erfahrungssatz konkret besteht, wurde
schon oben bezweifelt.

d) Reduktion des Beweismaßes bei
Unterlassungen?

Womöglich kann aber eine andere Beweiserleichte-
rung iZm Unterlassungen helfen. Dem Kl soll nämlich
bei Unterlassungen wegen des nur schwer nachzuwei-
senden hypothetischen Kausalverlaufs eine Reduktion
des Beweismaßes zugutekommen: Das Regelbeweis-
maß ist hohe Wahrscheinlichkeit.107) Was gilt dann
bei Unterlassungen?

In einer Entscheidung aus 2008 heißt es, die Kausa-
lität könne „nur bejaht werden, wenn der Schadensein-
tritt bei pflichtgemäßem Handeln mit an Sicherheit
grenzender Wahrscheinlichkeit vermieden worden wä-
re“.108) Das lässt den Leser ratlos zurück, weil es für
ein im Vergleich zum Regelbeweismaß sogar erhöhtes
Beweismaß keinen Grund gibt. Auch andere Entschei-
dungen zeichnen – im Ergebnis oft unschädlich – ein
durchaus buntes Bild: So ist zu lesen, dass bei Unter-
lassungen der Beweis „eines (sehr) hohen Wahrschein-
lichkeitsgrades“109) nötig sei, was für den Kl kein großer
Gewinn ist. Nicht viel klarer ist die Lage, wenn in ein
und derselben Entscheidung einmal hohe, einmal bloß
überwiegende Wahrscheinlichkeit gefordert wird.110)

Letztlich kann aber davon ausgegangen werden,
dass bei Unterlassungen bereits die bloß überwiegende

96) Bollenberger in Holoubek/Lang 29 (34f); vgl schon Welser, ZVR
1976, 1 (7).

97) OGH 2 Ob 95/19p.
98) Dieser „Gegenbeweis“ ist vom „Beweis des Gegenteils“ bei gesetz-

lichen Vermutungen (etwa bei FN 73) klar zu trennen (Rechberger in
Fasching/Konecny III/13 Vor § 266 ZPO Rz 53), wenngleich § 270
ZPO und daran anknüpfend Teile der älteren L (Neumann, Kom-
mentar zu den Zivilprozeßgesetzen II4 [1928] 991) terminologisch
noch nicht unterscheiden (s aber schon Sperl, Lehrbuch der Bür-
gerlichen Rechtspflege I/2 [1928] 405 und der Sache nach Schrutka
Edler von Rechtenstamm, Grundriß des Zivilprozeßrechts [1909]
193); zur „einfachen Vermutung“ des § 310 ZPO allerdingsWilfinger
in Spitzer/Wilfinger § 310 ZPO Rz 3.

99) Spitzer in Spitzer/Wilfinger Vor §§ 266ff ZPO Rz 18.
100) Rechberger in Fasching/Konecny III/13 Vor § 266 ZPO Rz 64:

„wenn der typische Geschehensablauf im konkreten Fall nicht
zwingend ist und die ernsthafte Möglichkeit eines atypischen Ge-
schehensablaufs besteht“.

101) OGH 1 Ob 138/07m: Erhöhung des Risikos von 10% auf 12,5%
bis 16,6%; 4 Ob 28/20a: Reduktion der Heilungschancen bei Un-
terlassung der gebotenen Behandlung von 35,3% auf 30,1%.

102) OGH 1 Ob 11/21f.
103) OGH 6 Ob 137/20w mwN aus der Lit.
104) OGH 1 Ob 11/21f mwN.
105) RIS-Justiz RS0038222: Daneben fallen die „besonderen Schwie-

rigkeiten eines exakten [Kausalitätsb]eweises“ bei Arzthaftungsfäl-
len ins Gewicht.

106) Der 6. Senat sprach sich zu OGH 6 Ob 137/20m dementspre-
chend für einen Anscheinsbeweis und eine Beweismaßreduzie-
rung aus; ähnlich mwN Neumayr, Prozessuale Fragen des Arzt-
haftungsprozesses, in Resch/Wallner (Hrsg), Handbuch Medizin-
recht3 (2020) 369 (385); weiters Bollenberger, Anm zu OGH 2 Ob
590/92, JBl 1994, 540 (544 FN 5), der auch auf die Parallele zum
Anscheinsbeweis bei Schutzgesetzverletzungen hinweist.

107) Spitzer in Spitzer/Wilfinger Vor §§ 266ff ZPO Rz 12; Ziehensack in
Höllwerth/Ziehensack, ZPO Taschenkommentar (2019) § 266
ZPO Rz 8; RIS-Justiz RS0110701; zur früher vertretenen Wahr-
heitsüberzeugungstheorie („an Sicherheit grenzende Wahrschein-
lichkeit“) Fasching, Lehrbuch2 Rz 815; offenlassend rezent Kodek/
Mayr, Zivilprozessrecht5 (2021) Rz 765.

108) OGH 1 Ob 64/08f.
109) OGH 1 Ob 520/93.
110) OGH 1 Ob 186/11a.
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Wahrscheinlichkeit ausreicht.111) Ihr kann „der Gegner
den Beweis der höheren Wahrscheinlichkeit eines ande-
ren Verlaufs entgegenhalten“.112)

Auf dieser Basis könnte der vorliegende Fall zur Na-
gelprobe für die Beweismaßreduktion zur Kausalität
bei Unterlassungen werden: Steht eine Infektion zwi-
schen 7. 3. und 13. 3. im Raum und aktualisierte sich
die Handlungspflicht am 10. 3. um 12.00 Uhr, wäre
nach rein zeitraumbezogenen Kriterien eine Infektion
davor und danach gleich wahrscheinlich. Reicht für die
überwiegende Wahrscheinlichkeit, wenn sich die
Handlungspflicht um 10.00 Uhr aktualisierte? Oder
um 11.59 Uhr? Ist Beweis darüber aufzunehmen, ob
der Betroffene davor oder danach öfter Gondel gefah-
ren ist und in Après-Ski-Lokalen tanzen war, weil da-
bei das Infektionsrisiko höher und damit eine Infek-
tion wahrscheinlicher war?

e) Alternative Kausalität mit dem Zufall?
Unterm Strich scheint die Beweismaßreduktion bei Un-
terlassungen die am ehesten geeignete der bisher be-
trachteten Optionen, um dem Kl beim Überspielen von
Beweisnotständen hins der Kausalität zu helfen. Wo-
möglich bleibt aber auch hier zu viel offen, was zu einem
abschließenden Blick in das materielle Schadenersatz-
recht einlädt. Hier finden sich Rechtsinstitute, die die
Dichotomie von Klagsstattgebung bei hinreichendem
Überzeugungsgrad und Abweisung bei fehlender Über-
zeugung auflockern. Es geht dann nicht mehr um „alles
oder nichts“, der Zweifel geht vielmehr imAnspruch auf.

Dabei ist an die L von der alternativen Kausalität mit
dem Zufall zu denken, die als genuin schadenersatz-
rechtlicher Ansatzpunkt für den Umgang mit unsiche-
ren Kausalverläufen somit erst in einem „logisch nachge-
lagerten Schritt“ zu prüfen ist, wenn der Kausalitätsbe-
weis auch bei abgesenktem Beweismaß scheitert.113) Tat-
sächlich handelt es sich dabei auch rechtsvergleichend
wohl um eine der schwierigsten und am uneinheitlichs-
ten beantworteten Fragen des Schadenersatzrechts,114) zu
der schon „eine kleine Bibliothek“115) geschrieben wurde.

Ausgangspunkt ist die Haftung bei „normaler“ al-
ternativer Kausalität: Kommen mehrere als Schädiger
in Frage, von denen aber nur einer den Schaden ver-
ursacht hat, kommt es nach hA und stRsp zur Solidar-
haftung in Analogie zu § 1302 ABGB. Die Vorausset-
zung dafür ist nicht nur, dass beide potentiellen Schä-
diger rechtswidrig und schuldhaft (oder sonst haf-
tungsbegründend)116) gehandelt haben, sondern als
Ausgleich für die bloß potentielle Kausalität, dass sie
auch konkret gefährlich gehandelt haben, weil das
den Rechtsgütern des Geschädigten gegenüber gefähr-
liche Verhalten den Kausalitätsnachweis ersetzt.117)

Diese schon von Zeiller in seinem Kommentar be-
fürwortete Lösung118) wurde in einem zweiten Schritt
auf Fälle ausgedehnt, in denen nicht mehrere Täter in
Betracht kommen, sondern der Schaden entweder
durch einen – potentiellen – Schädiger verursacht wur-
de oder auf ein zufälliges Ereignis zurückzuführen ist;
man spricht von alternativer Kausalität mit dem Zufall.
Dann soll es in Anlehnung an § 1304 ABGB zur Scha-
densteilung kommen,119) um der „‚Alles-oder-nichts‘-
Tendenz“ als „Superwirkung“ bei Lösungen über das
Beweisrecht zu entkommen:120) Der Schädiger haftet

nach dem Grad seiner Verursachungswahrscheinlich-
keit, der Geschädigte trägt den auf den Zufall entfallen-
den Wahrscheinlichkeitsrest als allg Lebensrisiko. Per-
ner hat dazu auf die Parallele zu Fällen aufmerksam
gemacht, in denen die jeweils verursachten Schadens-
anteile bei Nebentätern nicht feststellbar sind, aber ei-
ner von ihnen etwa wegen Deliktsunfähigkeit nicht
haftet: Auch dort trägt ja der Geschädigte das Risiko
hins der Schädigung durch den Deliktsunfähigen, wes-
halb eine Schadensteilung gerechtfertigt erscheint.121)

Gerade weil bei der alternativen Kausalität mit dem
Zufall – anders als bei der „normalen“ alternativen
Kausalität – aber nicht feststeht, dass sich nicht nur
das allg Lebensrisiko verwirklicht hat und dass jeden-
falls ein Schädiger schuldhaft den Schaden herbeige-
führt hat,122) wird die Schadensteilung durchaus auch
krit gesehen.123) Die Befürworter der Haftung verlan-
gen jedenfalls besonders schwere Zurechnungsmo-
mente, wobei die konkrete Gefährlichkeit und grobes
Verschulden eine Rolle spielen. F. Bydlinski hat ur-
sprünglich nach Art des beweglichen Systems124) eine

111) Rechberger/Klicka in Rechberger/Klicka5 Vor § 266 ZPO Rz 6;
Spitzer in Spitzer/Wilfinger Vor §§ 266 ff ZPO Rz 17; RIS-Justiz
RS0022900; speziell zur Amtshaftung Bollenberger in Holoubek/
Lang 29 (36); Rebhahn, Staatshaftung 643ff.

112) OGH 2 Ob 95/19p; RIS-Justiz RS0022900 (T 1).
113) OGH 6 Ob 137/20w unter Berufung auf B.C. Steininger, Umgang

mit Behandlungsfehlern aus rechtsvergleichender Sicht: Kausalität
und Kausalitätsbeweis, in Österreichische Juristenkommission
(Hrsg), 79 (86) und Karner, Besprechung von Heinrich, Haftung
bei alternativer Kausalität mit Zufall, JBl 2013, 134 (135).

114) Dazu Koziol, Harmonisation and Fundamental Questions of Euro-
pean Tort Law (2017) Rz 7/56; ders, Alternative Causation, Inclu-
ding Events Within the Victim’s Sphere – Comparative Report, in
Wininger/Koziol/Koch/Zimmermann (Hrsg), Digest of European
Tort Law I (2007) Rz 6b/29/1ff; s auch die dortige Rsp-Übersicht
über die europäischen Länder in Rz 6b/2 ff und die Nachw bei
Burtscher/Spitzer, Haftung für Klimaschäden, ÖJZ 2017, 945
(951f) sowie B.C. Steininger in Österreichische Juristenkommis-
sion 79 (87ff).

115) Harrer, Zufall undWahrscheinlichkeit im Haftungsrecht, ZVR 2012,
440 (442).

116) Zur Gefährdungshaftung s etwa Karner in KBB6 § 1302 ABGB
Rz 7; Koziol, HPR I4 Rz B/2/77f.

117) OGH 1 Ob 26/80 (RIS-Justiz RS0022712) unter Berufung auf
F. Bydlinski, Haftung bei alternativer Kausalität, JBl 1959, 1; dens,
Probleme der Schadensverursachung nach deutschem und ös-
terreichischem Recht (1964) 70ff und dens, Aktuelle Streitfragen
um die alternative Kausalität, in FS Beitzke (1979) 3; ausf zum
Thema Koziol, HPR I4 Rz B/2/42ff, der nunmehr allerdings (anders
noch ders, HPR I3 Rz 3/29) für Teil- statt Solidarhaftung eintritt (Rz
B/2/53ff; für Deutschland mit Blick auf § 287 dZPO, die Parallel-
norm zu § 273 ZPO, G. Wagner in MüKoBGB8 § 830 BGB [2020]
Rz 69, 80ff).

118) Zeiller, Commentar III/2 724.
119) Koziol, HPR I4 Rz B/2/57ff; Karner in KBB6 § 1302 ABGB Rz 5

jeweils mwN.
120) F. Bydlinski, Haftungsgrund und Zufall als alternativ mögliche

Schadensursachen, in FS Frotz (1993) 3 (5).
121) Perner in Fenyves/Kerschner/Vonkilch, Klang3 (2008) § 896 ABGB

Rz 61.
122) Perner/Spitzer/Kodek, Bürgerliches Recht6 318.
123) SchonWelser, Zur solidarischen Schadenshaftung bei ungeklärter

Verursachung im deutschen Recht, ZfRV 1968, 38 (42ff); rezent
Harrer, ZVR 2012, 440 (442 ff); Kletečka, Alternative Verursa-
chungskonkurrenz mit dem Zufall –DieWahrscheinlichkeit als Haf-
tungsgrund? JBl 2009, 137 (140 ff); weitere Nachw bei Koziol,
HPR I4 Rz B/2/59 FN 176 und B/2/61 FN 181 sowie Karner in
KBB6 § 1302 ABGB Rz 5.

124) Das erklärt, warum die notwendige Verursachungswahrscheinlich-
keit, die den erheblichen Kausalitätsverdacht begründet, nicht be-
nannt wird; vgl aber F. Bydlinski in FS Frotz 3 (7), wonach „etwa 50
Prozent“ einen „Paradefall“ darstellen. Der OGH verlangte zuletzt –
obiter – (zumindest?) gleich hohe Wahrscheinlichkeit (OGH 6 Ob
78/16p).
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Kombination beider Kriterien verlangt;125) in jüngerer
Zeit geht die hL dahin, auch ohne grobes Verschulden
eine Haftung zu befürworten, solange das Verhalten
des potentiell kausalen Täters nur in höchstem Maße
für den Schadenseintritt adäquat war.126)

Nach anfänglichem Schwanken127) kommt nunmehr
auch die Rsp zur Schadensteilung.128) Der OGH ver-
langt zwar nicht unbedingt ein verschärftes Verschul-
denserfordernis,129) betont aber immerhin, dass bloß
mögliche Kausalität nicht hinreiche: „[G]erade das Er-
fordernis der konkreten Gefährlichkeit der potentiellen
Schadensursache [soll] den fehlenden Kausalitätsnach-
weis im Sinn eines beweglichen Systems ausgleichen und
im Ergebnis einen tragfähigen Haftungsgrund bewir-
ken“.130) Die Handlung müsse daher „in höchstemMaße
adäquat für den Schadenseintritt“ sein.131)

Somit steht der OGH einer Teilhaftung bei alterna-
tiver Kausalität mit dem Zufall durchaus aufgeschlos-
sen gegenüber. Soweit ersichtlich, wurde sie zwar noch
in keinem Amtshaftungsfall herangezogen,132) aber im-
merhin auch schon vom Amtshaftungssenat.133) Da § 1
AHG auf die Bestimmungen des bürgerlichen Rechts
verweist, ist kein Grund ersichtlich, warum in Amts-
haftungsfällen anders zu entscheiden sein sollte.134) Ge-
lingt daher trotz Zuhilfenahme aller Beweiserleichte-
rungen der Kausalitätsbeweis nicht, kommt womöglich
auf Basis der alternativen Kausalität mit dem Zufall
zumindest eine Teilhaftung in Betracht.

Auch dass die alternative Kausalität mit dem Zufall
im konkreten Fall zeitlich gestreckt ist, weil sich die In-
fektion die ganze Woche lang ereignet haben könnte,
schadet nicht. Zu erinnern ist an jenen Fall, in dem
der Schaden aus einer Körperverletzung eines Skifahrers
geteilt wurde, nachdem der Skifahrer durch einen selbst-
verschuldeten Sturz die Piste entlanggeschlittert und in
eine gefährlich aufgestellte Hinweistafel geprallt war. Ob
die Körperverletzung auf den Sturz oder die Kollision
zurückzuführen war, konnte nicht festgestellt werden;
der OGH ging dennoch von einer Teilhaftung aus.135)

E. Ergebnisse
Die Causa Ischgl wirft nicht nur schwierige amtshaf-
tungsrechtliche Fragen an der Schnittstelle von Zivil-
und öff Recht auf, sie stellt gefundene Lösungen auch
gleich auf die beweisrechtliche Probe.

Die ausschlaggebenden materiell-rechtlichen Über-
legungen lassen sich folgendermaßen zusammenfassen:

1. Ein Amtshaftungsanspruch besteht nur dann,
wenn der Staat aus öff-rechtlicher Perspektive zur
Schadensverhinderung verpflichtet gewesen wäre und
diese Pflicht – wenngleich mit objektiviertem Ver-
schuldensmaßstab – sorgfaltswidrig verletzt hat. Insb
die (grundrechtlich geschützten) Interessen Dritter,
in die die geforderten Maßnahmen eingegriffen hätten,
und der massive Zeitdruck, unter dem die handelnden
Organe standen, werden hier in einer Ex-ante-Betrach-
tung zu berücksichtigen sein.

2. Gelingt es, eine pflichtwidrige Unterlassung fest-
zumachen, muss diese für den konkreten Schaden ur-
sächlich gewesen sein, um eine Ersatzpflicht zu be-
gründen. Bei realistischer Betrachtungsweise wird der

Nachweis des konkreten Kausalverlaufs allerdings nur
in den seltensten Fällen gelingen.

Wenn nun der Beweis der Preis ist, um den Rechte
im Prozess zu haben sind, ist er sehr behutsam zu be-
messen. Insb bedarf das Abgehen von der Grundregel,
wonach der Kl die anspruchsbegründenden Tatsachen
zu beweisen hat, einer Rechtfertigung, die nicht allein
in tradierten Leitsätzen, sondern nur in Sachargumen-
ten zu finden ist. Konkret bedeutet das:

3. Will man den Rechtsträger nicht unter permanen-
ten Rechtfertigungsdruck stellen, muss der Geschädigte
jedenfalls jene Umstände beweisen, die in einem ersten
Schritt die öff-rechtliche Handlungspflicht auslösen.

4. Eine Beweislastumkehr hins der objektiven Sorg-
faltswidrigkeit lässt sich nicht begründen: § 1298
ABGB kommt nach hL – entgegen der Rsp – bei
Schutzgesetzverletzungen nicht zur Anwendung, auch
ein Anscheinsbeweis wird aber am Fehlen eines typi-
schen Erfahrungssatzes scheitern.

5. Die in früheren Entscheidungen durchklingende
Umkehr der Beweislast betr die Kausalität einer Schutz-
gesetzverletzung hat der OGH mittlerweile explizit auf-
gegeben. Ein für den Anscheinsbeweis typisch-formel-
hafter Geschehensablauf wird sich ebenfalls kaum fest-
machen lassen. Bleiben trotz Reduktion des Beweismaßes
bei Unterlassungen auf „überwiegende Wahrscheinlich-
keit“ noch Zweifel, könnte allenfalls noch die L von der
alternativen Kausalität mit dem Zufall Abhilfe schaffen.
Um auf materiell-rechtlicher Basis über das strenge Kau-
salitätserfordernis hinwegzusehen, sind allerdings beson-
ders gewichtige Zurechnungselemente zu verlangen. Ü

125) F. Bydlinski, Probleme 86ff, insb 89f; ders in FS Beitzke 3 (30ff,
insb 33f); ders in FS Frotz 3 (7 f); zust Rebhahn, Staatshaftung
608 f; aA (Teilhaftung de lege ferenda befürwortend, aber aus
dem geltenden Recht nicht ableitbar) noch F. Bydlinski, JBl
1959, 1 (13).

126) Vgl Koziol, HPR I4 Rz B/2/60; Heinrich, Haftung bei alternativer
Kausalität mit Zufall (2010) 49ff, 111ff sowie den Überblick bei
Karner in KBB6 § 1302 ABGB Rz 5.

127) Überblick bei Bumberger, Kausalitätsbeweis 113ff und Häusler,
Haftung ohne Kausalitätsnachweis (2013) 105ff.

128) RIS-Justiz RS0090872; s auch die Nachw bei Karner in KBB6

§ 1302 ABGB Rz 6 und Schacherreiter in Kletečka/Schauer,
ABGB-ON1.07 § 1302 ABGB Rz 38.

129) Vgl aber OGH 2 Ob 544/85, die wohl erste Entscheidung zu die-
sem Thema, wo der OGH obiter zu erkennen gab, dass er eine
Teilhaftung allenfalls nur bei grobem Verschulden befürworten
würde: Ein solches sei nicht einmal behauptet worden und eine
„Fortbildung des bestehenden Rechtes noch über die von Bydlins-
ki gezogenen Grenzen hinaus ist [. . .] jedenfalls abzulehnen“. Erst-
mals bejaht wurde eine Teilhaftung – unter expliziter Berufung auf
F. Bydlinski – zu OGH 7 Ob 648/89, wo das erhöhte
Verschuldenserfordernis nicht thematisiert wird.

130) OGH 6 Ob 137/20w.
131) RIS-Justiz RS0022721 (T 1); ähnlich (T 3) und (T 4); krit und für

eine Rückbesinnung auf erhöhtes Verschulden Engel, Dogmati-
sche Überlegungen zur Schadensteilung bei alternativer Kausalität
mit Zufall, ÖJZ 2013, 293 (295f).

132) Zur „normalen“ alternativen Kausalität mit Solidarhaftung implizit
aber etwa OGH 1 Ob 105/13t.

133) OGH 1 Ob 63/11p; zur Entscheidung sogleich im Text.
134) Der Gleichlauf ist unbestritten (vgl schon FN 9); zu den Spezialfra-

gen bei unsicheren Kausalverläufen s etwa Bollenberger in Holou-
bek/Lang 29 (32); Paar, Grundzüge des Amtshaftungsrechts
(2010) 42; Schragel, AHG3 § 1 Rz 175; ausf Rebhahn, Staatshaf-
tung 588ff.

135) OGH 1 Ob 63/11p. Bezeichnend für die Diskussion löste die Ent-
scheidung das volle Spektrum an Reaktionen aus: zust Karner,
Anm zu OGH 1 Ob 63/11p, EvBl 2012/45; offenlassend Huber,
Anm zu 1 Ob 63/11p, ZVR 2012, 57; krit Kletečka, Anm zu
OGH 1 Ob 63/11p, Zak 2011, 357.
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Ü

Ü In Kürze
Amtshaftung in der „Causa Ischgl“ setzt voraus, dass die
Behörden trotz Bestehens einer öffentlich-rechtlichen
Handlungspflicht sorgfaltswidrig nicht gehandelt haben
und diese Unterlassung für die jeweils konkret geltend
gemachten Schäden kausal war. Auf rein beweisrechtli-
cher Ebene helfen verschiedene von L und Rsp heraus-
gearbeitete Beweiserleichterungen weniger als prima
vista womöglich erhofft. Sollte nur der – konkret wohl am
schwierigsten zu erbringende – Kausalitätsbeweis schei-
tern, könnte aber die alternative Kausalität mit dem Zufall
zur Teilhaftung führen.
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[REISERECHT]

Rechtsprechung
Ü Wirksamer Vorbehalt zur Änderung einer Fluglinie in Pauschalreisevertrag

§ 6 Abs 2 Z 3, § 31c alt KSchG; § 9 Abs 1 PRG
Eine Klausel in einem – dem alten Recht unterlie-
genden – Pauschalreisevertrag, wonach Flugzei-
tenänderungen gestattet sind, die insb wegen der
Änderung der Fluggesellschaft notwendig werden,
bildet einen wirksamen Änderungsvorbehalt. Der

auf der Grundlage dieser Klausel vorgenommene
Wechsel der Fluggesellschaft ist dem Reisenden
jedenfalls zumutbar, wenn statt des ursprünglich
angekündigten Unternehmens ein – trotz einiger
negativer Internetbewertungen – diesem gleich-
wertiger Luftbeförderer den Flug durchführt.

Sachverhalt:
[Reisevertrag und AGB]
Zwei Verbraucher buchten bei einem Reisebüro in
Graz eine von der Bekl veranstaltete Pauschalreise in
die Dominikanische Republik. Im Flugplan schien die
Fluglinie C auf. Der Reisebüromitarbeiter bestätigte

anlässl der Buchung auf Anfrage, dass die
Reisenden auch definitiv diese Fluglinie be-
kommen würden. Die Buchungsbestätigung
enthielt den folgenden Text:

„An den gebuchten Verkehrstagen sind
Flugzeitenänderungen, die nach Vertragsab-

schluss notwendig werden und von [der Bekl] nicht wi-
der Treu und Glauben herbeigeführt wurden, insb we-
gen Änderung der Fluggesellschaft, des Fluggeräts und/
oder der Streckenführung, gestattet.“

[Reiserücktritt wegen Änderung der
Fluggesellschaft]
Die Reisenden besprachen mit dem Reisebüromitarbei-
ter auch die Änderungsvorbehalte in denUnterlagen. Er
teilte ihnen mit, dass nach seinen Erfahrungen aus den
letzten Jahren bei der Bekl keine derartigen Änderun-
gen vorgekommen seien und sie die Reise so wie ge-
bucht bekommen würden. Die Reisenden fuhren dann
plangemäß von Graz nach München und warteten dort
auf das Boarding für den Flug in die Dominikanische
Republik. Sie wurden darüber informiert, dass der „heu-
tige C Flug [. . .] aus operativen Gründen der Flugplanung
[. . .] mit einem Flugzeug der H durchgeführt wird“.Dabei

handle es sich um ein IOSA-zertifiziertes europäisches
Luftfahrunternehmen. Die Reisenden suchten unver-
zügl im Internet nach Informationen über diese Flug-
linie und stießen neben positiven auch auf eine Reihe
von negativen Nutzerbewertungen, sodass sie sich Sor-
gen machten und ihr Sicherheitsgefühl nicht mehr ge-
geben war. Sie entschlossen sich, den Flug nicht anzu-
treten. Alternative Anreisemöglichkeiten waren nicht
sinnvoll umsetzbar, weshalb sie mit dem Zug nachHau-
se fuhren. Die Bekl hatte erst am Abreisetag davon er-
fahren, dass C die Entscheidung getroffen hatte, für die-
sen Flug H einzusetzen. Der Bekl wurden die für die
beiden Reisenden vorgesehenen Leistungen voll in
Rechnung gestellt, sodass sie sich durch deren Nichtin-
anspruchnahme nichts erspart hat.

Die beiden Reisenden haben ihre Forderungen ge-
gen die Bekl dem VKI iSd § 502 Abs 5 Z 3 ZPO abge-
treten.

[Klagebegehren]
Der Kl begehrt die Zahlung von € 2.651,80 sA. Eine der
Reisenden leide iZm den jeweiligen konkreten Flugum-
ständen an Flugangst und achte daher bei Reisebuchun-
gen auf die ausführende Fluggesellschaft. Besonders bei
Langstreckenflügen sei ihr die Auswahl renommierter,
bevorzugterweise deutscher Fluggesellschaften wichtig.
Die kurzfristige Änderung der ausführenden Fluggesell-
schaft sei eine unzulässige Leistungsänderung. Die Bekl
müsse sich als Reiseveranstalter die Erklärungen des
Reisevermittlers zurechnen lassen. C lasse seine Flüge
systematisch von H durchführen, sodass die Bekl ihre

Änderungen der Fluglinie
werden Pauschalreisende
im Allgemeinen in Kauf
nehmen müssen.

ZVR 2021/125

§ 6 Abs 2 Z 3,
§ 31c alt KSchG;

§ 9 Abs 1 PRG

OGH 28. 5. 2019,
4 Ob 203/18h

(HG Wien
16. 8. 2018,

60 R 36/18a;
BGHS Wien
16. 2. 2018,

13 C 384/17s)
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